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Bezirksstadträtin  

            Berlin, den 22.02.2011 
 
 
 
Stellungnahme von Dr. Franziska Giffey, Bezirksstadträtin für Bildung, Schule, Kultur 
und Sport in Berlin-Neukölln 
 
zur Umsetzung des Gesamtkonzepts der „Inklusiven Schule“ der Senatsverwaltung 
für Bildung, Wissenschaft und Forschung (Mitteilung an das Abgeordnetenhaus von 
Berlin zur Kenntnisnahme vom 25.01.2011) 
 
 
Das Bezirksamt Neukölln von Berlin verfolgt das Ziel, den Vorgaben der UN-
Behindertenrechtskonvention zu entsprechen und für Kinder und Jugendliche mit 
Behinderungen Bildungsbedingungen zu schaffen, die ihnen die bestmögliche schulische 
und soziale Entwicklung gestatten (UN-BRK, Art. 24, Abs. 2). Das vorliegende aktuelle 
Gesamtkonzept „Inklusive Schule“ der Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung (SenBWF) zur Umsetzung der UN-BRK führt im Hinblick auf diese Zielsetzung 
bezogen auf die Rahmenbedingungen in den sozialen Brennpunkten des Bezirks Neukölln 
von Berlin zu Problemstellungen, denen im Vorfeld entgegengewirkt werden muss. 
 
Das Bezirksamt Neukölln und Neuköllner Sonderschulpädagogen/innen und Lehrkräfte an 
Regelschulen haben erhebliche Bedenken bezüglich der Umsetzung dieser elementaren 
Umstrukturierung des Berliner Schulwesens, die gravierende Auswirkungen auf die Arbeit 
der Sonderpädagogischen Förderzentren, aber vor allem auch der Grund- und 
Sekundarschulen haben wird. 
 
Durch die vorgesehene Inklusion verbleiben künftig Kinder mit Förderbedarf in den 
Bereichen Lernen, Emotional-soziale Entwicklung und Sprache in bisher nicht absehbarer 
Zahl in den Regelklassen. Dies geschieht vor dem Hintergrund der Problembeladenen 
Schulsituation im Norden Neuköllns, wo es bereits Schulen gibt, in denen alle Kinder von 
der Lernmittelzuzahlung befreit sind und Klassen, in denen kein Kind mehr von Hause aus 
die deutsche Sprache spricht. Hinzu kommt die aktuelle Problematik der Zuzüge von über 
500 Schülerinnen und Schülern aus Osteuropa, die zum großen Teil erhebliche Sprach- und 
Bildungsdefizite aufweisen. 
 
 
Kritikpunkt I: Der Zeitplan 
 
Die Umsetzung des Gesamtkonzepts „Inklusive Schule“ beginnt mit dem zentralen 
Diagnostikverfahren bereits zum Schuljahr 2011/12. Die flächendeckende Einführung soll 
bereits im Schuljahr 2012/13 mit dem Zurückfahren der Kapazitäten an den 
Sonderpädagogischen Förderzentren durch Unterlassen der Neuaufnahme von Schülern 
beginnen. Dieser Zeitplan stellt insbesondere die Integrierten Sekundarschulen, deren 
Etablierungsprozess bei Weitem noch nicht abgeschlossen ist, vor große zusätzliche 
Herausforderungen. 
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Das Bezirksamt Neukölln plädiert daher für eine äußerst behutsame, schrittweise und 
langfristig angelegte Umsetzung des Inklusionskonzeptes. Der in der Gesamtkonzeption 
„Inklusive Schule“ von SenBWF vorgesehene Umsteuerungszeitraum von vier Jahren wird 
abgelehnt, da er quasi einer sofortigen Abschaffung der sonderpädagogischen 
Förderzentren gleichkäme und eine erneute Umstrukturierung der Berliner Schullandschaft 
bedeuten würde. Es kann nicht nur um die Auflösung von Förderzentren gehen, sondern es 
muss vor allem geklärt werden, wie die Umsetzung der inklusiven Beschulung an den 
Regelschulen funktionieren soll. Die dafür erforderliche Zeit muss sowohl den Förderzentren, 
als auch den Regelschulen gewährt werden. Auf keinen Fall sollte eine flächendeckende, 
sondern eher eine modellhafte Einführung zum Schuljahr 2012/13 erfolgen. 
 
 
Kritikpunkt II: Diagnostik mit prozentualen Zielvorgaben 
 
Die Analyse der vorliegenden Daten für Berlin zeigt, dass der Prozentsatz der Schüler/innen 
mit sonderpädagogischen Förderbedarf kontinuierlich steigt. Im Schuljahr 2008/2009 wurde 
für 7,42 Prozent aller Schüler/innen der 1. bis 10. Klasse sonderpädagogischer Förderbedarf 
ermittelt. Das entsprach 19.302 Schüler/innen. Zum Schuljahr 2003/2004 lag der Anteil noch 
bei 5,92 Prozent. Das von SenBWF erarbeitete Gesamtkonzept „Inklusive Schule“ sieht vor, 
die Förderbedarfsquote in Berlin auf 6,5 Prozent abzusenken. Dies soll in erster Linie 
durch die Veränderung des Diagnoseverfahrens erreicht werden. Zum einen sollen zur 
Vermeidung von Interessenkonflikten die Diagnoseverfahren in Zukunft zentral durchgeführt 
werden, damit nicht länger abgeordnete Sonderschullehrkräfte der sonderpädagogischen 
Förderzentren in einem Bezirk die Diagnose durchführen und ggf. den 
sonderpädagogischen Förderbedarf aufgrund eigener Interessen „nach oben“ 
diagnostizieren. Zum anderen soll zukünftig bei Kindern mit Förderbedarf in den Bereichen 
Lernen, Emotional-soziale Entwicklung und Sprache (LES), die aufgrund des 
Elternwunsches inklusiv an Regelschulen beschult werden, keine Diagnose mehr 
durchgeführt werden. Diese Kinder fallen damit in Zukunft aus der Förderbedarfsstatistik 
heraus, obwohl sie nach objektiven Kriterien weiterhin Förderbedarf haben werden.  
 
Das Bezirksamt Neukölln begrüßt ausdrücklich die Zentralisierung des Diagnoseverfahrens, 
um Interessenkonflikte zukünftig zu vermeiden und aussagekräftige Daten über den 
tatsächlichen sonderpädagogischen Förderbedarf in allen Berliner Bezirken zu erhalten. Das 
Herausnehmen von Kindern mit LES-Förderbedarf an Regelschulen aus der 
Förderbedarfsstatistik ist allerdings problematisch, weil damit zukünftig keine statistischen 
Aussagen mehr über den tatsächlichen sonderpädagogischen Förderbedarf in Berlin und 
den Bezirken gemacht und die Ressourcenausstattungen der Regelschulen nicht adäquat 
berechnet werden können. Das Bezirksamt Neukölln schlägt daher vor, auch den LES-
Förderbedarf von Kindern an Regelschulen weiterhin (zentral) diagnostizieren zu lassen. 
 
Eine Feststellung des Förderbedarfes eines Kindes nach statistischen Zielvorgaben sollte 
aus Sicht des Bezirksamtes Neukölln keinesfalls erfolgen, sondern allein an individuellen 
Voraussetzungen mit dem Ziel der bestmöglichen Förderung orientiert sein. Eine 
vordiagnostische Normierung der Förderquote wird daher abgelehnt, da es sich bei der 
Feststellung des tatsächlichen Förderbedarfs um die Ermittlung eines Ist-Zustandes handelt, 
der aufgrund verschiedener Ursachen ggf. eklatant von einer vorgegeben Quote abweichen 
kann. Zuwächse beim sonderpädagogischen Förderbedarf sollten nicht durch eine 
vorbestimmte Förderquote gedeckelt werden. 
 
 
Kritikpunkt III: Pauschale Personalzuweisung 
 
Im vorliegenden Gesamtkonzept von SenBWF zur „Inklusiven Schule“ wird davon 
ausgegangen, dass zukünftig durchschnittlich 4,5 Prozent der Berliner Schüler/innen einen 
LES-Förderbedarf haben werden. Daher wird für die zukünftige sonderpädagogische 
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Personalabdeckung an den Regelschulen eine Ausstattung von 4,5 Prozent als Ziel 
angeführt.  
 
Diese pauschale Zuweisung von Pädagogen ist aus Sicht des Bezirksamtes Neukölln 
problematisch, da sie den tatsächlichen sonderpädagogischen Förderbedarf nicht 
berücksichtigt. Im Bezirk Neukölln wurde im Schuljahr 2008/2009 bei etwa 6,8 Prozent aller 
Schüler/innen Förderbedarf im Bereich LES festgestellt. Eine pauschale Personalzuweisung 
von 4,5 Prozent ist demnach völlig unzureichend. Auch die von SenBWF als Ziel 
ausgegebene Anerkennung einer Förderquote für LES zwischen 3,5 und 5,5 Prozent in den 
Grundschulen und 3,0 und 5,0 Prozent für die weiterführenden Schulen in Abhängigkeit von 
der sozialen Belastung trägt den realen Gegebenheiten vor Ort keine Rechnung. 
Unzureichend bleibt darüber hinaus die scheinbar alleinige Verwendung des Kriteriums 
„Lernmittelbefreiung“ für die Qualifizierung einer Schule / eines Bezirks als „belastet“. 
 
Das Bezirksamt Neukölln schlägt daher vor, in den kommenden zwei Jahren zunächst die 
Ergebnisse des zentral durchgeführten Diagnoseverfahrens abzuwarten und in diesem 
Zeitraum die Personalzumessung anhand des tatsächlichen Förderbedarfs an den Schulen 
vorzunehmen. Eine pauschale Personalzuweisung könnte – wenn überhaupt – frühestens 
nach zwei Jahren auf der Grundlage valider Daten der zentralen Diagnostik erfolgen. Wie bei 
der Zuweisung zusätzlichen Lehrpersonals an Regelschulen im sozialen Brennpunkt bisher 
üblich, sollte zudem für zusätzliches sonderpädagogisches Lehrpersonal neben dem 
Kriterium der „Lernmittelbefreiung“ das Kriterium „nicht deutsche Herkunftssprache“ 
(ndH) für die Ermittlung des Personalbedarfs an einer Schule herangezogen werden. 
 
 
Kritikpunkt IV: Abschaffung von Förderzentren ohne Klarheit über Elternwünsche und 
tatsächlichen Bedarf 
 
Neukölln ist der Berliner Bezirk mit den meisten Förderzentren im Bereich Lernen. Die sechs 
Neuköllner Förderzentren mit dem Schwerpunkt Lernen wurden im Jahr 2009/2010 von 712 
Schülern/innen besucht. Im Gesamtkonzept „Inklusive Schule“ wird davon ausgegangen, 
dass im Schnitt in jedem Bezirk zwei Förderzentren für die Bereiche Sprache und Lernen 
erhalten bleiben, weil Eltern die Beschulung ihres Kindes an einem solchen Förderzentrum 
wünschen (S. 79). Für Neukölln würde das die Abschaffung von 5 Förderzentren im Bereich 
Lernen bedeuten. Es ist nicht geklärt, ob diese vorgesehene Abschaffung den 
Elternwünschen tatsächlich gerecht wird. 72 Prozent aller Kinder mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf besuchen derzeit in Neukölln ein Förderzentrum auf Wunsch und im 
Einverständnis der Eltern. Es kann nicht unbedingt davon ausgegangen werden, dass alle 
Eltern sich für eine Regelschule entscheiden. Aufgabe des Bezirks ist es, für diesen Fall ein 
Schulplatzangebot an sonderpädagogischen Förderzentren vorzuhalten, um dem 
Elternwillen gerecht zu werden. 
 
Das Bezirksamt Neukölln spricht sich daher im Sinne der bestmöglichen, 
individuellen Förderung und aufgrund der großen Zahl an Elternwünschen für die 
Beibehaltung eines größtmöglichen Anteils der sonderpädagogischen Förderzentren 
im Bezirk aus. 
 
 
Kritikpunkt V: Kostenneutralität 
 
Das Gesamtkonzept zur inklusiven Schule geht von einer „grundsätzlichen Kostenneutralität 
und Umsteuerung bereits im Haushalt für die sonderpädagogische Förderung befindlicher 
Personalressourcen“ aus. Es sieht vor, die Zuweisung der Personalressourcen unabhängig 
vom Ort der sonderpädagogischen Förderung zu planen. Die bezirklichen Schulträger sollen 
inklusive Schulplätze für jedes Kind und die Einrichtung von inklusiven Schwerpunktschulen 
gewährleisten. 
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Dies kann aus Sicht des Bezirksamtes Neukölln nicht kostenneutral erfolgen. Wenn in 
Regelschulen künftig Kinder mit teils schweren Behinderungen gemeinsam mit anderen 
Kindern lernen sollen, müssen dafür auch die baulichen Voraussetzungen mit 
entsprechenden Räumlichkeiten geschaffen werden. Dafür müssen investive Mittel 
eingeplant werden.  
 
Das Bezirksamt Neukölln und Neuköllner Sonderpädagogen halten es für problematisch, 
inklusive Beschulung erfolgreich in Klassen mit einer Größe zwischen 25 und 26 Kindern 
leisten zu wollen. Aus pädagogischer Sicht wird empfohlen, bei inklusiver Beschulung 
insbesondere in sozialen Brennpunkten mit einer Klassenfrequenz von 18 bis 21 Kindern zu 
arbeiten, um adäquat auf die Bedürfnisse von Kindern mit Behinderungen oder 
Lernschwierigkeiten eingehen zu können. Die dafür nötigen Gruppen- und Teilungsräume 
müssen allerdings auch in die Finanzierungsplanung aufgenommen werden. 
 
Ebenso ist die Einrichtung, Ausstattung und Unterhaltung eines Beratungs- und 
Unterstützungszentrums für die inklusive Schule mit Kosten für den Bezirk verbunden, die 
bislang nicht in der Investitionsplanung bzw. der Finanzierungsplanung für die 
bauliche Unterhaltung vorgesehen sind. Hier müssen auch seitens SenBWF 
entsprechende finanzielle Ressourcen bereitgestellt werden. 
 
 
Kritikpunkt VI: Abschaffung des Förderschwerpunktes Sprache ab Klasse 7 
 
Das Gesamtkonzept sieht vor, die sonderpädagogischen Klassen „Sprache“ auf die 
Grundschulzeit zu begrenzen und verweist darauf, dass diese Vorgehensweise bereits in 
anderen Bundesländern praktiziert wird. Das Konzept sieht hier eine Änderung des Berliner 
Schulgesetzes vor.  
 
Diese Berlinweite Abschaffung der Sprachheilklassen ab Klasse 7 wird seitens des 
Bezirksamtes Neukölln von Berlin abgelehnt. Der Bedarf an Sprachheilförderung endet 
insbesondere in sozialen Brennpunkten Berlins nicht mit dem Abschluss der Grundschulzeit 
nach Klasse 6. Für Kinder mit großen Defiziten in diesem Bereich muss aus Sicht des 
Bezirksamtes weiterhin ein professionelles Angebot vorgehalten werden. 
 
 
Fazit: Gelingensbedingungen für das Konzept der inklusiven Schule 
 
Die Umsetzung des Gesamtkonzeptes „Inklusive Schule“ kann aus Sicht des Bezirksamtes 
Neukölln von Berlin nur dann erfolgreich gelingen, wenn 
 

1. Eine behutsame und schrittweise Einführung erfolgt. 
2. Die Förderquote wirklich dem Bedarf gerecht wird und nicht von vorn herein 

gedeckelt ist. 
3. Die Zuweisung des sonderpädagogischen Lehrpersonals Bedarfs bezogen und nicht 

pauschalisiert erfolgt. 
4. Dem Elternwahlrecht auch durch das Gewährleisten eines adäquaten Angebots in 

den Förderzentren entsprochen wird. 
5. Entsprechende Ressourcen für Personal und räumliche Voraussetzungen 

bereitgestellt werden und anerkannt wird, dass eine kostenneutrale Umsetzung nicht 
zu realisieren ist. 

6. Die Regelschulen angemessen auf die inklusive Beschulung vorbereitet werden und 
bei der Vernetzung mit noch verbleibenden Förderzentren beraten und unterstützt 
werden. 

 
Auf keinen Fall dürfen inklusiv arbeitende Schulen nach der Einführung des Konzeptes der 
inklusiven Schule schlechter gestellt sein, als derzeit bei der Umsetzung der 
Integrationsklassen.  



 5 

 
Viele Regelschullehrer/innen gehen davon aus, dass die Inklusion der behinderten 
Schüler/innen an einer Regelschule größere finanzielle Aufwendungen erfordert, als die 
Beschulung der Kinder an einem sonderpädagogischem Förderzentrum. Um eine 
Verschlechterung der Fördersituation zu vermeiden, ist demnach eine Verbesserung der 
finanziellen und personellen Ausstattung der Regelschulen im Hinblick auf die 
Herausforderungen der inklusiven Schule erforderlich. 


